
Auf der 29. und 32. Plenartagung Ihres ZK beschäf­
tigte sich die Partei mit den Fragen der sozialistischen 
Umgestaltung auf dem Dorfe und gab damit der Justiz 
eine wertvolle Hilfe für die Einschätzung der auf dem 
Lande noch vorkommenden Verbrechen (Angriffe auf 
LPG-Mitglieder und Vertreter der örtlichen Organe 
der Staatsmacht, Brandstiftungen usw.).

Auf seiner 30. und 33. Tagung gab das ZK der SED 
grundlegende Hinweise in der gerade für die Justiz­
organe so außerordentlich wichtigen Frage des Klassen­
kampfes in der DDR. Es wandte sich sowohl gegen die 
Theorie von der gesetzmäßigen Verschärfung des 
Klassenkampfes in den sozialistischen Staaten als auch 
gegen die entgegengesetzte schädliche Auffassung vom 
Aufhören des Klassenkampfes unter den gegenwärtigen 
Bedingungen in der DDR. Von großer Bedeutung für 
die Beurteilung verbrecherischer Handlungen sind hier 
die Hinweise auf die äußeren und inneren Ursachen 
des Klassenkampfes in der DDR.

Von großer Wichtigkeit für die Erforschung und Be­
kämpfung der Jugendkriminalität in der DDR sind die 
Beschlüsse des Politbüros über die Jugendarbeit4.

Die Erklärung der Beratung von Vertretern der 
kommunistischen und Arbeiterparteien der sozialisti­
schen Länder in Moskau und der Beschluß der 34. Ple­
nartagung des ZK der SED haben der Auseinander­
setzung mit der bürgerlichen Ideologie in allen Be­
reichen unseres gesellschaftlichen Lebens die richtige 
Stoßrichtung gegeben, indem sie davor warnen, im 
Eifer des Kampfes gegen dogmatische Erscheinungen 
die Gefahr des Revisionismus zu übersehen oder für 
zu gering zu erachten5.

Im Referat des Genossen Walter Ulbricht auf dem 
V. Parteitag der SED und in der Entschließung nehmen 
die Fragen des Rechts und des Arbeitsstils in der Justiz 
einen hervorragenden Platz ein. Die Darlegungen über 
das Wesen und die Funktion des sozialistischen Rechts 
in der gegenwärtigen Entwicklungsetappe des sozia­
listischen Aufbaus, über den Ausgangspunkt und die 
Grundrichtung der neuen Gesetzgebung, über die Ver­
besserung der Tätigkeit der Justizorgane sind von 
grundlegender Bedeutung für die weitere Arbeit auf 
dem Gebiet der staats- und rechtswissenschaftlichen 
Forschung und Lehre und in der Rechtspraxis.

Die Beschlüsse der SED spiegeln die Praxis des 
sozialistischen Aufbaus in der DDR wider; da sie die 
Wirklichkeit widerspiegeln, sind sie wahr, Teil der 
objektiven Wahrheit. Der dialektische Materialismus 
ermöglicht es, die Erscheinungen des gesellschaftlichen 
Lebens objektiv zu sehen, so, wie sie wirklich sind: sie 
werden nicht einseitig und oberflächlich, vom Stand­
punkt eines durch seine Interessen beeinflußten Indi­
viduums, also subjektiv, sondern allseitig in ihrem Zu­
sammenhang, in ihrer Entwicklung und ihrem Wesen, 
also objektiv betrachtet. So ist es möglich, allgemeine 
Gesetzmäßigkeiten zu erkennen und dementsprechend 
die Richtung der weiteren Arbeit in der Praxis zu be­
stimmen.

Der Inhalt der Beschlüsse der fest auf dem Boden 
des Marxismus-Leninismus stehenden SED — das ist 
sozialistische Praxis in ihrer höchsten Form, das ist 
wissenschaftlicher Sozialismus. Daher müssen die 
Parteibeschlüsse auch als eine Wissenschaft behandelt 
werden; sie müssen ernsthaft studiert werden, um in 
das Bewußtsein der Handelnden einzudringen. Jeder 
Beschluß der Partei ist ein Kampfprogramm — ein Pro­
gramm, das sich nicht von selbst verwirklicht, sondern 
das nur in geschlossenem Kampf gegen das Alte, Rück­
schrittliche und Hemmende sowohl in den Köpfen der 
Handelnden als auch in der gesellschaftlichen Praxis 
durchgesetzt werden kann. In den Beschlüssen ist die 
Politik der SED als Grundlage der Arbeit der staat­
lichen Organe und der gesellschaftlichen Organisationen 
der Werktätigen festgelegt.

Bei allen Beschlüssen geht es in erster Linie um die ' 
ständig neue Durchsetzung der führenden Rolle der 
Partei. Deshalb kann nur der Staatsfunktionär erfolg-
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reich für ihre Verwirklichung kämpfen, der die Füh­
rung durch die Partei der Arbeiterklasse anerkennt und 
von der Notwendigkeit und Richtigkeit der Beschlüsse 
selbst fest überzeugt ist. Die Umsetzung der Beschlüsse 
in die gesellschaftliche Praxis verlangt mehr als 
passive Zustimmung. Sie setzt bei jedem Staatsfunk­
tionär eigenes gründliches Studium der Beschlüsse vor­
aus und kann nicht durch die bloße Übernahme einer 
globalen Auswertung durch die Leitung der Dienst­
stelle oder dadurch ersetzt werden, daß lediglich die 
Stellen der Beschlüsse „studiert“ werden, in denen das 
eigene Ressort ausdrücklich erwähnt ist.

Die Durchsetzung der Beschlüsse verlangt nach die­
sem gründlichen allseitigen Studium die aktive Teil­
nahme aller Funktionäre an ihrer einheitlichen Ver­
wirklichung. Gerade hierbei hat es in der Vergangen­
heit bei den Justizorganen erhebliche Mängel gegeben. 
Es ist Aufgabe der Parteileitung jeder Dienststelle, 
das gründliche Studium der Beschlüsse und ihre kollek­
tive Durchführung zu organisieren. Gewährleistung der 
Verwirklichung der Parteibeschlüsse — das bedeutet 
weit mehr als die formale Festlegung praktisch-orga­
nisatorischer Maßnahmen, das ist vielmehr Anleitung 
der Genossen, der Mitarbeiter durch breite ideologische 
Auseinandersetzung über die politische Funktion und 
den politischen Inhalt der Beschlüsse — auch wenn im 
konkreten Beschluß nicht unmittelbar das eigene 
Ressort genannt wird. Aufgabe der Funktionäre des 
Arbeiter-und-Bauern-Staates ist es, die Gesamtheit der 
Politik der Partei auf ihrem Arbeitsgebiet durch­
zusetzen.

Die Parteiorganisationen der Gerichte und Staats­
anwaltschaften tragen hierbei eine sehr große Verant­
wortung. An der Spitze der Grundorganisationen müs­
sen politisch starke Leitungen stehen, die durch ihre 
ideologische Festigkeit und auf Grund eines hohen 
fachlichen Wissens und Könnens in der Lage sind, nicht 
nur in der allgemein-politischen, sondern vor allem in 
der rechtspolitischen Arbeit die Grundorganisation und 
damit alle Mitarbeiter zu führen6. Die Parteileitungen 
in den Gerichten und Staatsanwaltschaften dürfen sich 
nicht darauf beschränken, die Tätigkeit der Genossen 
zu registrieren und ihnen die Beschlüsse der übergeord­
neten Leitungen zu übermitteln. Sie dürfen nicht mit 
dem Hinweis auf die politisch-fachliche Qualität der 
staatlichen Behördenleitung auf eigene Aktivität in 
allgemeinpolitischen, vor allem rechtspolitischen Fra­
gen verzichten, sondern müssen in der täglichen poli­
tisch-fachlichen Arbeit — im Prozeß der Verwirklichung 
der Parteilinie — ständig die Führung innehaben.

Eine weitere Forderung der Partei ist die noch stär­
kere Verbindung der Arbeit der Justizfunktionäre mit 
der sozialistischen Praxis. Praxis ist nicht gleich Praxis, 
d. h. nicht jede „Praxis“ ist sozialistische Praxis. Sozia­
listische Praxis — das ist die bereits in die Wirklichkeit 
umgesetzte revolutionäre Ideologie der Arbeiterklasse 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens. Aller­
dings bringt eine objektivistische Betrachtung dieser 
gesellschaftlichen Wirklichkeit keinen Nutzen. Es muß 
herausgefunden werden, wie und wohin sich die Dinge 
entwickeln: Was ist das Neue, das für den Sozialismus 
Typische? Wie kann sein Durchbruch gefördert wer­
den? Welcher Widerstand ist zu überwinden? Die Be­
schlüsse der SED enthalten sozialistische Praxis = 
praktischen Sozialismus in höchster Form. Sie ana­
lysieren die ideologischen, ökonomischen und poli­
tischen Erscheinungen im Leben der Gesellschaft und 
legen auf dieser Grundlage die Perspektive für einen 
längeren Zeitraum fest; sie bestimmen Strategie und 
Taktik des Kampfes um die Erreichung der Ziele. Wer 
die Parteibeschlüsse ernsthaft studiert, der gewinnt ein 
reales Bild von der sozialistischen Praxis, der ist fähig, 
die gesellschaftliche Wirklichkeit parteilich ein­
zuschätzen.

Wenn von den Justizfunktionären eine stärkere Ver­
bindung mit der sozialistischen Praxis verlangt wird, 
dann heißt das also einmal, daß sie sich durch das 
systematische Studium der Parteibeschlüsse, durch 
ständige Aneignung der Lehren des dialektischen und 
historischen Materialismus das notwendige Rüstzeug
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